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„Abzocke“ bei sog. Kaffeefahrten soll nach dem Willen des Bundesrats deutlich erschwert werden. Das Gremium hat er-

neut einen Gesetzentwurf (19/399) vorgelegt, um gegen unseriöse Anbieter solcher vor allem bei Senioren beliebten Ver-

anstaltungen vorzugehen. Laut hib-Meldung vom 11.1.2018 sollen die Anzeigepflicht ausgedehnt, neue Vertriebsverbote

aufgestellt und Obergrenzen für Bußgelder empfindlich erhöht werden. Die Anzeigepflicht solle auf grenzüberschreitende

Veranstaltungen ausgedehnt werden – also sowohl gelten, wenn ein Unternehmen mit Sitz im Ausland eine Fahrt in oder

nach Deutschland anbietet, als auch umgekehrt. Einige Produkte sollen zudem nicht mehr verkauft werden dürfen: Nah-

rungsergänzungsmittel etwa oder Medizinprodukte, zu denen auch Heizdecken und Rotlichtlampen zählen. Auch

Finanzdienstleistungen fallen darunter, von denen nach Ansicht des Bundesrats besondere Lockreize und erhebliche finan-

zielle Gefahren ausgehen. Der Bundesrat schätze, dass jährlich bis zu fünf Mio. Deutsche an derartigen Verkaufsveranstal-

tungen teilnehmen; der Umsatz in der Branche liege bei 500 Mio. Euro im Jahr, heißt es unter Berufung auf Medienre-

cherchen.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin
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Entscheidungen

EuGH: Geldwäsche-RL – Auslegung des Be-

griffs „Verpflichteter“

Art. 2 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. c der Richtlinie 2005/

60/EG des Europäischen Parlaments und des

Rates vom 26. Oktober 2005 zur Verhinderung

der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke

der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzie-

rung in Verbindung mit Art. 3 Nr. 7 Buchst. a

dieser Richtlinie ist dahin auszulegen, dass un-

ter diese Bestimmungen eine Person wie die

im Ausgangsverfahren in Rede stehende fällt,

deren Geschäftstätigkeit darin besteht, Gesell-

schaften, die sie selbst ohne vorherigen Auf-

trag durch ihre potenziellen Kunden zum

Zweck des Verkaufs an diese Kunden gegrün-

det hat, zu veräußern, wobei die Veräußerung

durch Übertragung ihrer Anteile am Kapital der

Gesellschaft, die Gegenstand des Verkaufs ist,

erfolgt.

EuGH, Urteil vom 17.1.2018 – C-676/16
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2018-129-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: EDEKA/Kaiser’s Tengelmann – Unter-

sagung des Zusammenschlusses – Befugnis

der Kartellbehörde zum Erlass flankieren-

der Verbotsverfügung

a) Das Bundeskartellamt ist jedenfalls mit Unter-

sagung des Zusammenschlusses auf der Grund-

lage von §§ 32 Abs. 1, 41 Abs. 1 Satz 1 GWB be-

fugt, ein Verhalten zu untersagen, das gegen

das Vollzugsverbot verstieße.

b) Unter das Vollzugsverbot können auch solche

Maßnahmen oder Verhaltensweisen fallen, die,

ohne selbst einen Zusammenschlusstatbestand

auszufüllen, im Zusammenhang mit dem beab-

sichtigten Zusammenschluss erfolgen und ge-

eignet sind, dessen Wirkungen zumindest teil-

weise vorwegzunehmen.

BGH, Beschluss vom 14.11.2017 – KVR 57/16
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2018-129-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Erstattung des Reisepreises nach

Änderung der Reiseleistung durch Reisever-

anstalter

Mit Urteil vom 16.1.2017 – X ZR 44/17 – hat

der BGH entschieden, dass der Reisende nach

§ 651a Abs. 5 Satz 2 BGB bei einer Erhöhung

des Reisepreises um mehr als 5 % oder bei ei-

ner – im Streitfall zu bejahenden – erhebli-

chen Änderung einer wesentlichen Reiseleis-

tung vom Reisevertrag zurücktreten kann. Ab-

gesehen von geringfügigen vom Reisenden

hinzunehmenden Abweichungen ist eine nach-

trägliche Leistungsänderung nur zulässig,

wenn der Reiseveranstalter sich diese im Reise-

vertrag rechtswirksam vorbehalten hat, wofür

regelmäßig nur eine entsprechende Klausel in

den allgemeinen Reisebedingungen des Veran-

stalters in Betracht kommt. Im Streitfall fehlt

es an einem wirksamen Vorbehalt, da die Än-

derungsklausel in den allgemeinen Reisebedin-

gungen des beklagten Reiseveranstalters un-

wirksam ist. Der Reiseveranstalter kann sich

nach § 308 Nr. 4 BGB nur solche Leis-

tungsänderungen vorbehalten, die unter Be-

rücksichtigung der Interessen des Reiseveran-

stalters für den Reisenden zumutbar sind. Zu-

mutbar sind nur Änderungen aufgrund von

Umständen, die nach Vertragsschluss eintreten

und für den Reiseveranstalter bei Vertrags-

schluss auch nicht vorhersehbar sind. Außer-

dem dürfen sie den Charakter der Reise nicht

verändern. Beide Schranken kommen in der

Klausel nicht zum Ausdruck, die den Ersatz

nicht mehr möglicher Reiseleistungen durch

vergleichbare andere zulassen. Jedenfalls unter

Berücksichtigung der fehlenden vertraglichen

Grundlage für Leistungsänderungen liegt im

Streitfall eine erhebliche Änderung einer we-

sentlichen Reiseleistung vor. Wenn sie sich

mangels vertraglicher Grundlage zugleich als

Mangel der Reise darstellt, kann die Änderung

einer wesentlichen Reiseleistung schon dann

als erheblich anzusehen sein, wenn sie das In-

teresse des Reisenden daran, dass die Reise

wie vereinbart erbracht wird, mehr als gering-

fügig beeinträchtigt. Der Besuch der Verbote-

nen Stadt und des Platzes des Himmlischen

Friedens als einer der bekanntesten Sehens-

würdigkeiten Pekings und Chinas stellte bereits

für sich genommen eine wesentliche Reiseleis-

tung dar. Sie wurde durch den Wegfall dieser

Programmpunkte und ihren Ersatz durch den

Besuch eines wenn auch bekannten Tempels

mehr als nur geringfügig beeinträchtigt.
(PM BGH vom 17.1.2018)

LG Berlin: Internationale Zuständigkeit für

das Niki-Insolvenzverfahren liegt in Öster-

reich

Das LG Berlin hat mit Beschluss vom 8.1.2018

– 84 T 2/18 – die Anordnung der vorläufigen

Insolvenzverwaltung über das Vermögen der

NIKI Luftfahrt GmbH nach österreichischem

Recht durch das AG aufgehoben, da die inter-

nationale Zuständigkeit nicht in Deutschland,

sondern in Österreich liege. Zugleich hat das

LG Berlin die Rechtsbeschwerde zum BGH zu-

gelassen, die Niki laut LTO vom 9.1.2018 bereits

eingelegt hat.

Zur Begründung seiner Entscheidung hat sich

auch das LG mit der Bestimmung der internatio-

nalen Zuständigkeit auseinandergesetzt, die sich

an dem Mittelpunkt der hauptsächlichen Inte-

ressen („Center of Main Interest“, kurz COMI) der

Schuldnerin orientiere. Nach den Vorschriften

der Europäischen Insolvenzverordnung sei dies

der Ort, an dem die Schuldnerin gewöhnlich der

Verwaltung ihrer Interessen nachgehe und der

für Dritte feststellbar sei. Da die Schuldnerin ih-
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